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Nach dem Rückzug der italieni­
schen Riva-Gruppe als Käufer 

der EKO Stahl AG ist Eisenhütten­
stadt -  abgesehen von den Betrieben 
in Burg und Gröditz, die zunächst in 
eine Management KG überführt wur­
den -  weiterhin der einzige ostdeut­
sche Stahlstandort, der noch nicht 
verkauft werden konnte. Bis auf das 
Walzwerk in Finow, das erst im August 
1993 veräußert wurde, waren alle an­
deren Stahlunternehmen spätestens 
1992 aus der Verantwortung der Treu­
handanstalt entlassen. Damit ist die 
Privatisierungsbilanz für die ostdeut­
sche Stahlindustrie durchaus als er­
folgreich zu charakterisieren.

Hervorzuheben ist die Privatisie­
rungsleistung nicht zuletzt deswegen, 
weil seit langem immer wieder struk­
turelle Überkapazitäten auf die inter­
nationalen Stahlmärkte drücken. 
Diese haben ihre Ursachen in hohen 
Marktaustrittskosten. Da die Kapazi­
täten aufgrund erheblicher econo- 
mies of scale groß ausgelegt, gleich­
zeitig in beträchtlichem Maße irrever­
sibel und überdies regional stark kon­
zentriert sind, sind nicht nur die sach­
lichen, sondern auch die personellen 
Ressourcen wenig flexibel. Die Still­
legung von Überkapazitäten wird da­
mit nicht nur durch die Kapitaleigner 
hinausgezögert, sondern auch durch 
die politischen Instanzen, die zur Ver­
meidung von regionaler Arbeitslosig­
keit durch Subventionen den Verbleib 
heimischer Unternehmen zu Lasten 
anderer Standorte zu sichern suchen.

Wenn trotzdem für nahezu alle 
Stahlstandorte in den neuen Bundes­
ländern Käufer gefunden werden 
konnten, bleibt zu fragen, warum mit 
Eisenhüttenstadt gerade derjenige 
Standort, der wohl am nachhaltigsten 
die Wirtschaftsstruktur der ihn umge­
benden Region bestimmt, fast vier 
Jahre nach Vollzug der Wirtschafts­
und Währungsunion noch immer im 
Portfolio der Treuhandanstalt ist. Ein 
Mangel an potentiellen Erwerbern 
war jedenfalls nicht gegeben, zumal 
den Investoren umfangreiche Moder­
nisierungshilfen angeboten wurden.

Zumindest dreimal schien die Zu-
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kunft der EKO auch gesichert zu sein. 
So galt im Sommer 1992 der Verkauf 
an die Krupp Stahl AG als beschlos­
sene Sache. Nachdem Krupp aber 
wenige Monate später als Erwerber 
ausgestiegen war, plante die Treu­
handanstalt, EKO in eigener Regie zu 
einem modernen Stahlwerk auszu­
bauen. Als dieses Vorhaben im April 
1993 aus beihilferechtlichen Gründen 
am Widerstand der EG-Kommission 
scheiterte, kam schließlich Riva zum 
Zuge. Nachdem die Italiener nach fast 
einjährigen Verhandlungen mit der 
Treuhandanstalt aus wohl nicht zu 
klärenden Gründen die EKO-Privati- 
sierung platzen ließen, stehen nun für 
die betroffenen Arbeitnehmer und für 
weite Teile der ostdeutschen Bevölke­
rung die vermeintlich Schuldigen für 
das EKO-Desaster fest: die Treu­
handanstalt und die EG-Kommission.

Diese Schuldzuweisung verkennt 
allerdings die komplexen Zusammen­
hänge, die beim Verkauf der ostdeut­
schen Stahlindustrie im allgemeinen 
und bei der EKO-Privatisierung im 
besonderen gegeben waren. Gemäß 
ihrer Strategie in strukturschwachen 
Branchen war die EG-Kommission 
nur bei einem essentiellen Abbau der 
Gesamtkapazitäten bereit, Subven­
tionen zur Umstrukturierung zu ge­
nehmigen. Im Mittelpunkt aller drei 
EKO-Sanierungsversuche stand aber 
gerade der Aufbau einer bislang feh­
lenden Warmwalzstufe. Damit wären 
im Bereich der Warmwalzprodukte

neue Kapazitäten entstanden, bei de­
nen EU-weit gravierende Überkapazi­
täten bestehen.

Nachdem die EKO der letzte zu pri­
vatisierende Standort ist, die bereits 
verkauften Betriebe mit Kapazitäts­
quoten ausgestattet vrorden sind und 
die Bundesregierung sich mit der EG- 
Kommission auf eine Gesamtstahlka­
pazität für die neuen Bundesländer 
verständigen mußte, scheint sich für 
Eisenhüttenstadt das geflügelte Wort 
zu bestätigen, daß „den letzten die 
Hunde beißen“ . Denn um neue 
Warmwalzkapazität zu schaffen, muß 
an anderer Stelle in Deutschland 
Warmwalzkapazität stillgelegt wer­
den. Auch die Riva-Gruppe kam wohl 
deshalb als EKO-Käufer in Betracht, 
weil sie die Stillegung einer Kapazität 
von 800000 t am zuvor erworbenen 
Standort Hennigsdorf offerieren 
konnte.

Da sich zukünftig vermutlich kein 
Erwerberfinden wird, der kompensie­
rende Kapazitätsstillegungen anbie­
tet, stellt sich die Frage, ob ein Kapa­
zitätsaufbau bei EKO auch ohne 
Kompensation durchsetzbar wäre, zu­
mal die zusätzliche Kapazität im euro­
päischen Rahmen gering ist. Dies 
scheitert aber daran, daß auf europäi­
scher Ebene die Beihilfepläne für 
EKO mit wesentlich umfangreicheren 
Beihilfeforderungen von spanischen 
und italienischen Stahlunternehmen 
verknüpft wurden. Bei einem Verzicht 
auf die kompensierende Stillegung 
für EKO wären damit auch Stillegun­
gen für die südeuropäischen Unter­
nehmen fraglich, bei denen es um er­
heblich größere Überkapazitäten geht.

Wenn nicht ganz auf die Warm­
walzstufe und damit auf unmittelbare 
EKO-Arbeitsplätze verzichtet werden 
soll, hängt das Schicksal des Stahl­
standortes Eisenhüttenstadt letzten 
Endes davon ab, ob seitens der Bun­
desregierung den europäischen Part­
nern doch noch verständlich gemacht 
werden kann, daß die Bewältigung der 
Transformationskrise in Ostdeutsch­
land eine andere Qualität besitzt als 
die Lösung der Strukturprobleme in 
etablierten Marktwirtschaften.
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